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Was in den letzten fünf Jahren passiert ist…

2010 kündigte die rot-grüne Koalition Maßnahmen an, um die 
Innenstadt aufzuwerten. Insbesondere der Bereich rund um 
den Ansgarikirchhof sollte entwickelt werden. Was ist seit dem 
passiert? Der Senat veranlasste 2012, dass die Stadtgemeinde 
Bremen über die WFB den Llyodhof überteuert für rund 26 Mil-
lionen Euro ankauft. Dort sollte, so das Versprechen von Wirt-
schaftssenator Martin Günthner, ein großes City-Center entste-
hen. Doch nach mehreren Pannen und Versäumnissen seitens 
der Wirtschafts- und Baubehörde machte der Investor – kurz 
nach der Bürgerschaftswahl – im Sommer dieses Jahres einen 
Rückzug. Jörg Kastendiek, wirtschaftspolitischer Sprecher der 
CDU-Fraktion: »Seitdem befindet sich die Innenstadtentwick-
lung im programmatischen Tiefschlaf. Lediglich eine Hand voll 
Einzelmaßnahmen am Wall sollten den völligen Stillstand verde-
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Die CDU-Fraktion legt ein neues Innenstadtkonzept vor. 
Dieses skizziert – anders als Versuche von SPD und Grünen –  
sowohl städtebauliche und verkehrspolitische Maßnahmen, 
berücksichtigt aber auch Einzelhandelstrends und gesell-
schaftliche Entwicklungen. Denn die Christdemokraten 
wollen die Bremer Innenstadt nicht verloren geben.

Das Thema
  

Sta(d)tt Stillstand: CDU-Fraktion will

Neuanfang  
für Bremer City

MediaBar� kur z un d kompakt  .

� 11Seite� 10

Gesetzentwurf  
Vergaberecht

Video  
Gesundheit 
Nord (GeNo)

cken.« Und tatsächlich: Bis auf einzelne Versuche nach einem 
Großbrand die Straße »Am Wall« mit Blumenkübeln und Liege-
stühlen aufzuwerten, scheint das Thema Innenstadt vom rot-
grünen Senat am liebsten unter den Teppich gekehrt zu werden.

https://youtu.be/rjeyezrWLhI
http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=895_al_15_09_22_%C4nderung_tariftreue_und_vergabegesetz.pdf
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Faktencheck: Welches Potenzial hat die Bremer Innenstadt?

Bremen bietet eine fantastische, historische Altstadt, die jedes 
Jahr Anlaufpunkt für 2 Mio. Touristen ist. Mit einer Verkaufs-
fläche von 136.000 qm – so viel wie 19 Fußballfelder – ist die 
Ausgangslage nicht schlecht. Auch das mögliche Einzugsgebiet 
für shoppingfreudige Tagesgäste hat in dem Dreieck Bremer-
haven, Oldenburg und Nienburg und darüber hinaus Potential. 
Trotzdem kommt nur etwa ein Drittel der Besucher von außer-
halb. Der Durchschnitt von Städten in vergleichbarer Größe 
liegt deutlich höher. Woran liegt das?

Haben Sie auch schon verzweifelten Touristen erklären müssen, 
wie es ins Bremer Schnoor geht? Oder wie zur Schlachte? Die 
Laufwege in Bremen sind mangelhaft. Es fehlt an Übergängen, 
die von einer Attraktion zur nächsten führen. Seitenstraßen sind 
für Touristen oft nur schwer zu finden. Leerstände, ungepflegte 
Ecken und eine fehlende durchgängige Fußgängerzone zum Fla-
nieren sorgen dafür, dass es an richtiger Aufenthaltsqualität zum 
Wohlfühlen in unserer City fehlt. Auf der folgenden Doppelseite 
lesen Sie auszugsweise, was die CDU-Fraktion in ihrem Papier 
vorschlägt.
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DAS THEMA
  

trend 3
urbanisierung – stadt ist »in«. Immer mehr 

Menschen zieht es nach Bremen. Das Innenstadt-
konzept der CDU-Fraktion vereint deshalb 

alle Facetten von Wohnen, Arbeiten, 
Leben, Dienstleistungen und 

Einkaufen.

trend 2
die gesellschaft altert. Auch in der Stadtplanung muss 
das berücksichtigt werden. »Wir brauchen Sitzgele-

genheiten, sichere Straßenüberquerungen und gut 
lesbare Hinweisschilder. Das sind scheinbar Klei-

nigkeiten, sie müssen aber in ein Gesamtkon-
zept integriert werden«, macht Heiko 

Strohmann, verkehrpolitischer 
Sprecher deutlich.

trend 1
der umsatz im einzelhandel wächst im bundes-

trend. Die Menschen sind konsumfreudig. »Bremen 
wäre schlecht beraten, die Entwicklung zu ver-

schlafen. Dafür brauchen wir aber zwin-
gend eine attraktive Innenstadt«, 

so Jörg Kastendiek.

Mit seiner wunderschönen historischen Altstadt  (s. Foto oben) hat Bremen 
viel Potenzial. Fehlende Laufwege und Leerstände (unten) trüben jedoch die 
Aufenthaltsqualität in der Hansestadt.



»Wir wollen dass der Anspruch der Menschen an eine 
attraktive Innenstadt eingelöst wird: Die Verbindung 
von Einkaufen, Wohnen, Arbeiten, Freizeit und Kultur ist 
dabei die Herausforderung, aber auch die Chance«, sagt 
Jörg Kastendiek. »Aber man muss sie auch anpacken!« 
nachdem alle rot-grünen Versuche zur Innenstadt kläg-
lich gescheitert sind, sei jetzt der zeitpunkt für einen 
neuanfang. »Andere Städte im nordwesten hängen 
uns ab«, warnt Kastendiek. Der CDU-Politiker setzt sich 
schon lange für das Thema Stadtentwicklung ein. Bereits 
2012 stellte seine Fraktion eigene Leitlinien vor, die jetzt 
noch einmal aktualisiert und erweitert worden sind. An-
ders als die jüngste Herangehensweise der Koalition, sind 
sie als Gesamtkonzept zu verstehen. »Eine erfolgreiche 
Innenstadt funktioniert nicht, wenn man medienwirksam 
mal hier, mal da ein bisschen was macht, wie es Rot-Grün 
versucht. Sondern man braucht einen Plan und eine Visi-
on: Wie soll unsere Stadt einmal aussehen? Dabei müssen 
alle Komponenten mit einbezogen werden, also Verkehr, 
Bau und Architektur, Immobilien, Handel und die Wün-
sche der Konsumenten«, erklärt der Wirtschaftsexperte.

Welche Ideen und Leitlinien die 
CDU-Fraktion erarbeitet hat, lesen 
Sie in unserem Positionspapier. 
 Einige ausgewählte Maßnahmen 
stellen wir Ihnen hier vor!
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DAS THEMA

WAS WILL DIE 
CDU-FRAKTION?

KOMFORTZONE 
FÜR  FUSSGÄNGER: 
 LAUFWEGE VERBESSERN

»Die Achsen Parkhaus Mitte / Ansgaritor sowie 
Hauptbahnhof / historische Innenstadt sind entschei-
dend für eine attraktive und gut erreichbare Innen-
stadt. Sie müssen daher mit Priorität entwickelt wer-
den. Ja, zu einer solchen Umgestaltung gehört auch 
Mut. Bei einem gemischten Investorenwettbewerb 
können alle mit ins Boot geholt werden.«

Jörg Kastendiek

• parkhaus Mitte aufgeben, durch attrak-
tive einzelhandelsflächen ersetzen und 
innenstadt so baulich öffnen

• parkplätze stattdessen im bereich 
lloydhof

• umgestaltung knochenhauerstraße in 
grüne fußgängerzone

• Gehwegverbreiterung und sperrung 
der bahnhofstraße für autos

• Gäste durch lichtkonzepte, Wegmar-
ken und ausschilderungen zu den ein-
kaufsstraßen und »versteckten« orten 
wie dem schnoor leiten

1.

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=918_20151123_thesenpapier_innenstadtentwicklung.pdf
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AUTOVERKEHR 
INTELLIGENT 
UMLEITEN:

»Partielle Versuche mit Einbahnstraßenführung wie 
Am Wall machen nur Sinn, wenn sie Teil eines kom-
plett umlaufenden Cityrings sind. Dann führt man 
Verkehrsberuhigung in der zentralen Innenstadt bei 
dennoch guter Erreichbarkeit sowie einen fließenden 
Verkehr zusammen.«

Heiko Strohmann

• durch Gestaltung eines cityrings alt-
stadt vom autoverkehr entlasten

• nach fertigstellung a281: perspekti-
vische prüfung, inwiefern die hoch-
straße zurückgebaut werden kann und 
stattdessen unterirdische führung an 
den kreuzungen bahnhofsvorplatz und 
bürgermeister-smidt-straße

• parkplatzsuche minimieren: entwick-
lung einer kostenlosen smart city app 
bremen

2.

LEERSTÄNDE VERMEIDEN, 
WOHNEN ERMÖGLICHEN:

»Eine Innenstadt hat nur Anziehungskraft, wenn sie 
lebendig ist. Wohnen und Einkaufen statt Leerstand 
und Sanierungsstau muss deshalb das Motto sein.«

Heiko Strohmann

• programm zur sanierung und umnut-
zung von leerstehende büroflächen als 
Wohnraum

• höherstöckige bebauung im innen-
stadtbereich ermöglichen

• automatische kontaktaufnahme zu 
eigentümern leerstehender immobi-
lien durch die Wirtschaftsförderung 
oder zwischenzeitzentrale zwecks 
 zwischennutzung

4.

AUFENTHALTSQUALITÄT 
VERBESSERN:

»nur wer sich wohlfühlt und ein attraktives Angebot 
vorfindet, fährt in die Bremer Innenstadt zum Einkau-
fen. Eine logische Formel, doch in der Bremer City hat 
sie bisher keine Umsetzung gefunden.«

Jörg Kastendiek

• sitzgelegenheiten für ältere Menschen
• grüne ecke und straßenzüge
• individuellere läden
• mehr fußgängerzone
• freies Wlan in der innenstadt

5.

Der City-Ring soll über die Straßen Am Wall, Altenwall, Tiefer, Wilhelm- 
Kaisen-Brücke, Westerstraße, B6 / B75 und Stephanibrücke führen.

EINE STARKE INNEN-
STADT BRAUCHT STARKE 
 INVESTOREN UND HÄNDLER:

»Bisher hat man nicht das Gefühl gehabt, dass pri-
vates Geld für die Bremer Innenstadt erwünscht ist. 
Viele potentielle Investoren fühlen sich verprellt. Wir 
brauchen hier eine neue Kultur.«

Jörg Kastendiek

• mehr verkaufsfläche im bereich des 
heutigen parkhauses Mitte schaffen

• realistische auflagen für private 
 immobiliengesellschaften

• Gewinnung von privatinvestoren für 
ppp-projekte in der bremer innenstadt

• schnellere Genehmigungen für Gastro-
nomie / hotels

• förderprogramm für »cross-channel«-
angeboten für kleine einzelhändler

3.

»Partielle Versuche mit Einbahnstraßenführung wie 
Am Wall machen nur Sinn, wenn sie Teil eines kom-
plett umlaufenden Cityrings sind. Dann führt man 
Verkehrsberuhigung in der zentralen Innenstadt bei 

2.2.

4.4.

eigentümern leerstehender immobi-
lien durch die Wirtschaftsförderung 
oder zwischenzeitzentrale zwecks 

5.5.5.5.



Auch inhaltlich ging es bei der Debatte um den Nachtrags-
haushalt hoch her. Der finanzpolitische Sprecher Jens Eckhoff 
wies Finanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne) darauf hin, dass 
die Flüchtlinge – entgegen der Kommunikation ihres grünen 
Ressorts – nur einen Teil des Nachtragshaushaltes ausmach-
ten. Vielmehr seien die meisten Probleme durch jahrelanges 
Verschleppen und Ignorieren hausgemacht. Als Beispiel nann-
te Eckhoff die Rückzahlung unrechtmäßig eingezogener Kita-
Beiträge oder von Beginn an zu niedrig angesetzte Tarifsteige-
rungen. »Wenn der Senat seine Hausaufgaben gemacht hätte, 
bräuchten wir - auch trotz der Flüchtlinge – keinen Nachtrags-
haushalt«, so Eckhoff.

Besonders heiß diskutiert wurden auch die Millionenbeträge, 
die der rot-grüne Senat bei EU-Fördergeldern EFRE voraus-
sichtlich in den Sand gesetzt hat. Die Europäische Kommission 
behält die Fördergelder für Bremen seit Jahren ein, weil der zu-
ständige Wirtschaftssenator Martin Günthner (SPD) mit seinem 

Ressort formale Fehler und Versäumnisse machte. Das Risiko ist 
seit Jahren bekannt, aber noch im März verkündete Linnert in 
der Bürgerschaft: »(…) ich habe bisher von niemandem gehört, 
dass der bremische Haushalt die Zahlungen ausgleichen soll, 
sondern wir gehen davon aus, dass sie wieder fließen. Auch das 
ist kein Grund, uns Verschleierung vorzuwerfen.« Nun führt die 
Finanzsenatorin in ihrem Nachtragshaushalt aber plötzlich 17 
Millionen Euro nicht geflossene EFRE-Geldern bei den Minder-
einnahmen auf. Hoppla, kommt da jetzt noch was?  »Wer etwas 
aus seinem Etat rausbucht, der geht eigentlich nicht mehr davon 
aus, dass es noch kommt. Das Geld scheint durch eigene Unfä-
higkeit verloren«, urteilt Jörg Kastendiek, wirtschaftspolitischer 
Sprecher.�

Eklat bei Abstimmung:

Nachtrags-
haushalt  

ohne Mehrheit 
beschlossen

Bei der ersten Lesung des Gesetzes, mit dem sich Rot-Grün den 
Nachtragshaushalt genehmigen lassen wollte, kam es zur rot-
grünen Blamage in der Bürgerschaft: Die Koalitionsfraktionen 
aus SPD und Grünen hatten zum Zeitpunkt der Abstimmung 
wegen fehlender Abgeordneter keine Mehrheit im Parlament. 
Erst beim zweiten Versuch gelang es den Fraktionen ihre säu-
migen Abgeordneten in den Plenarsaal zurückzuholen.

Peinlich, peinlich: Während der Abstimmung zum Nachtragshaushalt  
(1. Lesung) waren viele Stühle bei Rot-Grün leer.

  
Aus dem Parlament
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Ausguck:  Wie ist die Einigung der Länder zum 
Finanzausgleich zu bewerten?

Jens Eckhoff:  Es handelt sich zunächst einmal um 
einen Kompromiss zu Lasten des Bundes, der mehr 
als eine Milliarde Euro zusätzlich zu dem finanzieren 
soll, was bisher vorgesehen war. Die Zustimmung dazu 
steht noch aus. Im Übrigen hätte Bremen - anders als 
Bürgermeister Carsten Sieling es suggeriert - ab 2020 
im besten Fall 175 Millionen Euro mehr als jetzt zur 
Verfügung und nicht 500 Millionen. Dass der Senat 
jetzt schon die Sektkorken knallen lässt und das Geld 
verplant, das wir noch nicht haben, ist ein falsches 
Signal.

Ausguck:  Angenommen ab 2020 kommen die 
zusätzlichen Mittel: Wie sollte Bremens Umgang 
damit sein?

Jens Eckhoff:  Von uns wird Karoline Linnert jeden-
falls keinen Freifahrtsschein dafür bekommen, auch 
nur ein bisschen vom Sanierungskurs in den kommen-
den Jahren abzurücken. Die Solidarität der anderen 
Länder verpflichtet den rot-grünen Senat, nach über 
acht Jahren des Abwartens und Aussitzens, eigene 

Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung auf den 
Weg zu bringen. Auch die bisherige Strategie des Se-
nats, bei Geldproblemen reflexartig immer nach dem 
Bund zu rufen, dürfte sich dann erledigt haben. Es 
müssen eigene Vorschläge her.

Ausguck:  Wie kann denn idealerweise die Finanz
politik in Bremen aussehen?

Jens Eckhoff:  Ich bin überzeugt, dass wir trotz der 
angespannten finanziellen Situation Bremens finan-
zielle Spielräume haben. Dazu gehört auf der einen 
Seite, nicht Millionenbeträge in den Sand zu setzen, 
wie es zum Beispiel beim Teilersatzneubau am Klini-
kum Bremen-Mitte passiert ist oder dadurch, dass die 
Wirtschaftsbehörde nicht in der Lage ist EU-Mittel 
korrekt abzurufen, sodass dort wohl ein zweistelliger 
Millionenbetrag verloren geht. Wer daneben struktu-
rell und langfristig sparen will, muss den Mut haben, 
politische Prioritäten zu setzen. Welche Ausgabe ist 
wirklich notwendig? Wie und wo setze ich die vorhan-
denen Mittel effizient ein? Dieser Wille ist beim rot-
grünen Senat nicht zu erkennen, stattdessen kürzen 
sie nach der Rasenmähermethode und dem Motto 
»Überall etwas weniger«.�

Kein Frei-
fahrtschein 

für Karoline 
Linnert

Der Bund-Länder-finanzausgleich 
ist entscheidend für die finanzielle 

Zukunft Bremens. Die Länder haben sich 
Anfang Dezember geeinigt.

Jens Eckhoff, finanzpolitischer  
Sprecher der CDU-Fraktion

Ein Videostatement 
zum Länderfinanz
ausgleich sehen  
sie hier.

Das Interview
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https://youtu.be/0sDM1tFCCTA
https://youtu.be/0sDM1tFCCTA


Weil desinteressierte Senatoren nach wie vor keine 
Verantwortung übernehmen, fahren die kommunalen 
Kliniken weiter mit Vollgas in Richtung Insolvenz. Auf 
Kosten der Steuerzahler und zu Lasten der medizini-
schen Versorgung in Bremen. Die CDU-Fraktion macht 
nun erneut Druck, denn die existenzielle Krise der 
Krankenhäuser ist seit Jahren bekannt.

Seit 2013 befinden sich die kommunale Klinikgesellschaft 
Gesundheit Nord (GeNo) und ihre vier städtischen Klini-
ken in einem Sanierungsprozess. Die Stadt hat bis heute 
umfangreich Geld zugeschossen und Bürgschaften in 
Millionenhöhe übernommen. Der Rechnungshof attes-
tierte im Jahr 2014 ein Gesamtrisiko durch den Klinikver-
bund von 660 Mio. Euro für die Bremischen Haushalte. 
Pro Kopf gerechnet für jeden Bremer 1.200 Euro. Und 
das Ende ist noch nicht erreicht: Die GeNo fährt jährlich 
weiter ein Defizit von ca. 20 Mio. Euro ein. Die dringend 
erforderlichen Sanierungsmaßnahmen, um der Millio-
nenverschwendung Einhalt zu gebieten, bleiben jedoch 
auf der Strecke. Denn der Senat schaut zu. Überweist 
Millionenbeträge. Und formuliert allenfalls zögerliche 
Bitten. »Die Tatenlosigkeit des Senats ist politische Un-
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Aus der Fraktion

treue am Steuerzahler«, macht Thomas Röwekamp deut-
lich. Die CDU-Fraktion hat deshalb im November einen 
weiteren Dringlichkeitsantrag in die Bremische Bürger-
schaft eingebracht, der unter anderem einen Sonder-
bericht bis Anfang des Jahres fordert. »Wir wollen, dass 
die Gesundheitssenatorin endlich ihrer Verantwortung 
nachkommt. Dazu gehört, den Sanierungsprozesse eng 
zu begleiten, zu kontrollieren und gegebenenfalls auch 
zeitnah korrigierend einzugreifen. Daran besteht aber 
offenbar kein Interesse«, so Röwekamp. An Beispielen 
mangelt es nicht. So gab sich der Senat Ende Oktober 
mit einem Risikobericht über den Teilersatzneubau am 
Klinikum Bremen-Mitte zufrieden, der auf den 31.10.2014 
datiert war. »Wer Controlling mit über 12 Monate alten 
Berichten macht, kann nur scheitern«, resümiert Röwe-
kamp.

Rainer Bensch, gesundheitspolitischer Sprecher, er-
gänzt. »Die Zukunft der Kliniken über 2017 ist völlig un-
klar. Das Fachpersonal ist darum stark verunsichert und 
schaut sich natürlich um, wo es in der Region attraktive-
re Arbeitgeber gibt. Für den Medizinstandort Bremen ist 
das fatal«, so der Gesundheitsexperte.�

Tatenlosigkeit ist fortgesetzte 
»politische Untreue am Steuerzahler«

Millionenverluste bei der GeNo setzen sich fort

Ob Theater, Tanz, Musik oder bildende Künste – Bremens 
Kulturlandschaft ist bunt. Um diese Vielfalt zu erhalten, 
ermöglicht die CDU-Bürgerschaftsfraktion mit regel-

mäßigen Kunstausstellungen jungen Bremer Künstlern, 
sich und ihre Arbeiten zu präsentieren. Ende November 
war es nach wochenlangen Vorbereitungen wieder so 
weit: Vor breit gemischten Publikum eröffnete der Frak-
tionsvorsitzende Thomas Röwekamp im CDU-Haus die 
Ausstellung der Künstlerinnen Eun Jung Kim und Anna 
Bart. Beide haben an der Bremer Hochschule für Künste 
studiert. Bei Eun Jun Kim sind filigrane Radierungen ihr 
künstlerischer Schwerpunkt. Anna Barts Arbeitswerk-
zeuge für ihre Malerei sind dagegen Pinsel, Ölfarbe, Pa-
pier, Folie oder Stoff. Und die facettenreiche Kunst der 
beiden, die über zwei Etagen im CDU-Haus zu sehen ist, 
kommt an: Am Eröffnungsabend wurden gleich mehre-
re  rote Punkte geklebt: Ein Symbol für »verkauft«. Die 
Ausstellung können Sie noch bis Ende Februar, Mo. – Fr. 
zwischen 9 und 17 Uhr, besuchen.�

Kunst trifft Politik

Neue Ausstellung  
im CDU-Haus

Auch in diesem Jahr gibt die CDU-Fraktion Nachwuchskünstlern 
die Möglichkeit, ihre Arbeiten zu präsentieren.

https://youtu.be/rjeyezrWLhI
https://youtu.be/rjeyezrWLhI
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Um kleine und mittelständische Betriebe zu 
stärken, hat die CDU-Fraktion die Initiative 
ergriffen und Anfang November einen Ge-
setzänderungsentwurf zum Vergaberecht 
in die Bremische Bürgerschaft eingebracht. 
Mit der Erhöhung von Wertgrenzen sollen 
Erleichterungen für das Handwerk geschafft 
und Bürokratie abgebaut werden. An die 
SPD, die die Notwendigkeit inzwischen 
ebenfalls erkannt hat, appelliert der wirt-
schaftspolitische Sprecher Jörg Kastendiek, 
sich zur Not auch gegen den grünen Koali-

tionspartner durchzusetzen. »Die Bremer 
Grünen haben zum Handwerk und zum 
Baugewerbe ein gestörtes Verhältnis. Ich 
gehe davon aus, dass sie sich dem Vorschlag 
anschließen«, so Kastendiek. Ein Gesetz-
entwurf der CDU zur Verlängerung der im 
Zuge des »Konjunkturpakets II« temporär 
angehobenen Schwellenwerte Anfang 2012 
scheiterte an den Grünen. Der Antrag ist 
im Dezember in die Wirtschaftsdeputation 
überwiesen worden.�

CDU-Fraktion 
treibt Änderung im 
Vergaberecht voran
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Gesetzesentwurf der 
CDU-Fraktion:
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Gerade mittlere und kleinere Handwerks-
unternehmen sollten ermutigt werden, an 
öffentlichen Ausschreibungen teilzuneh-
men. In Bremen jedoch fand in den letzten 
Jahren das genaue Gegenteil statt. Der 
Aufwand, sich an öffentlichen Ausschrei-
bungen zu beteiligen, ist für kleine Betrie-
be enorm hoch. Die Erfolgswahrschein-
lichkeit bei solchen Ausschreibungen ist 
dagegen für das einzelne Unternehmen 
sehr gering. Anders sieht es bei beschränk-
ten Ausschreibungen aus, bei denen von 
vornherein nur eine begrenzte Anzahl von 
Unternehmen aufgefordert werden, Ange-
bote abzugeben. In Bremen kam es in der 
Vergangenheit nur in Ausnahmefällen zu 
solchen beschränkten Ausschreibungen, 
da die Wertgrenze für solche Aufträge in 
der Regel bei 100.000 Euro liegt und selbst 
diese Grenze im Einzelfall häufig nicht aus-
geschöpft wurde.

Die Handwerksverbände begrüßen daher 
jede Initiative, die sich für eine deutliche 
Anhebung der Wertgrenzen für freihändige 
Vergaben und für beschränkte Ausschrei-
bungen einsetzt. Bremen bewegt sich hier 
am unteren Ende der Skala. Andere Länder, 
wie z. B. Berlin (Wertgrenze 500.000 Euro), 
Hamburg, Hessen oder Schleswig-Holstein 
(Wertgrenze 1 Mio. Euro) sind hier viel wei-
ter. Diese Länder haben bereits erkannt, 
dass man auf diesem Wege den regionalen 
Mittelstand fördern kann. Bürokratische 
Hürden und zeitintensive Verfahren wer-
den abgebaut. Die Steuergelder bleiben in 
der Region. Auch die Vertragsdurchführung 
ist in aller Regel weniger problembehaf-
tet im Hinblick auf Nachtragsforderungen 
und Streitigkeiten über Mängel. In diesem 
Zusammenhang ist es darüber hinaus es-
sentiell, dass Nebenangebote zugelassen 
werden, damit nicht das billigste, sondern 
das wirtschaftlichste Angebot den Vorzug 
erhält.�

Ingo Beilmann
Geschäftsführer Verband Baugewerblicher Unter

nehmer im Lande Bremen e. V. (VBU), Geschäftsführer 
Kreishandwerkerschaft Bremen

Damit Steuergelder in  
Bremen bleiben:

Vereinfachtes 
Vergaberecht 

fördert regionalen 
Mittelstand

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=895_al_15_09_22_%C4nderung_tariftreue_und_vergabegesetz.pdf


1 2 	 a u s g u c k  4 . 1 5 � Da s M ag a z i n d e r C D U - B ü r g e r s c h a f t s f r a k t i o n i m L a n d B r e m e n

77648

Postvertriebsstück

 
Entgelt bezahlt

ausguck 
CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

Ob Wohnungsnot, Innenstadtentwicklung oder Groß-
projekte: Die Baupolitik ist in und für Bremen ein wich-
tiges Thema. Silvia Neumeyer, baupolitische Sprecherin 
der CDU-Fraktion, brachte Anfang Dezember viele der 
Protagonisten an einen Tisch. Wohnungs- und Bauun-
ternehmer, Architekten und Immobilienentwicklern 
tauschten sich beim »Expertenkreis Bau« in ungezwun-
gener Atmosphäre aus. Als Gast war Baudirektorin Iris 
Reuther vor Ort. An sie und den grünen Bausenator 
Joachim Lohse richtete sich die Kritik der Bauwirtschaft, 
dass neue Projekte und Investitionen zu häufig an den 
langwierigen Genehmigungsverfahren der Bauämter 
scheiterten.�

CDU-Fraktion 
lädt zum  
Experten-
kreis Bau

Die CDU-Fraktion und der CDU Landesvorstand kom-
men vom 18. bis zum 20. Februar 2016 zu einer Klausur-
tagung in Potsdam zusammen. Inhaltlich soll es unter 
anderen um die Themen Finanzen und Baupolitik gehen. 
Als Gäste werden der Staatssekretär für Finanzen, Jens 
Spahn, sowie der Social-Media-Blogger Martin Fuchs er-
wartet. Mehr zu den Themen und Ergebnissen erfahren 
Sie im nächsten Ausguck!�

Klausurtagung:

Fraktion und 
Landesvorstand 

tagen in Potsdam
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